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Königreich Bayern. „daß die dem Preußiſchen Staate angehörenden Kinder, 

Miniſterial⸗Erlaß, die Stellung und Beſoldung der Hauptlehrer welche ſich in einem der bezeichneten Bundesstaaten aufhal⸗ 

an den Präparandenſchulen betreffend. ten, und die einem der letzteren angehörenden Kinder, 

Vom 15. Januar 1877. welche ſich im Preußiſchen Staate aufhalten, nach Maß⸗ 

Staatsminiſterium des Innern für Kirchen- und gabe der im Lande des Aufenthaltes beſtehenden Geſetze, 

Schul angelegenheiten. Auf den anruhend zurückfolgenden wie Inländer zum Beſuche der Schule herangezogen wer: 
Randbericht vom 21. Dezember v. Js. wird der k. Regierung, den ſollen, 

Kammer des Innern, erwidert, daß die Hauptlehrer an den daß dieſe Nöthigung zum Beſuche der Schule ſich nicht 


Präparandenſchulen des Königreiches, nachdem ihnen durch die nur auf die eigentliche Elementarſchule, ſondern, wo da⸗ 
Allerhöchſte Verordnung vom 17. Auguſt 1876 bezeichneten Be⸗ neben eine ſogenannte Sonntags- oder Fortbildungs⸗Schule 
treffs Nr. 8539“) alle Rechte und daher auch die Penſions⸗ mit obligatoriſchem Charakter beſteht, auch auf dieſe erſtrecke, 
rechte, der Staatsdiener vom 1. Januar 1876 an eingeräumt daß jedoch Kinder, welche ſich durch ein Zeugniß der zu⸗ 
worden ſind, vom letztgenannten Zeitpunkte an zur Theilnahme ſtändigen heimiſchen Schulbehörde darüber ausweiſen, daß 

an den geſetzlichen Kreisunterſtützungsvereinen für dienſtuntaug⸗ ſie der Schulpflicht, wie ſie nach der Geſetzgebung ihrer 
liche Schullehrer weder berechtigt noch verpflichtet erſcheinen. Heimath normirt iſt, vollſtändig Genüge geleiſtet haben, 
München, den 15. Januar 1877. von fernerem Schulbeſuche zu entbinden ſind, auch wenn 

gez. Dr. von Lutz. das am Orte ihres Aufenthaltes geltende Geſetz eine grö- 

= Der Generalſekretär: ßere Ausdehnung des obligatoriſchen Unterrichtes vor— 


an deſſen Statt ſchreibt.“ 
Miniſterialrath Die gegenſeitig ausgetauſchten Minifterial: ꝛc. Erklärungen 
N > An ; gez. Dr. von Völk. ſchließen ſich in ihrer Wortfaſſung dem Vorſtehenden an. Nur 
e des iſt in das Abkommen zwiſchen Preußen und Württemberg 
Ban en ittelfranken. hinter die Worte: „eigentliche Elementarſchule“ der erläuternde 


Beiſatz: „(Volksſchule)“ aufgenommen, um außer Zweifel zu 
ſtellen, daß mit den erſtgenannten Worten nur die in den SS. 
es 1 und 2 des Württembergiſchen Volksſchulgeſetzes vom 20. Sep: 
Miniſerid.Grlaß ei Preußen. "0 3 tember 1836 näher bezeichnete Volksſchule im Königreiche Würt- 
mehreren deut dei 925 ommen der Preußiſchen he 55 temberg gemeint iſt; und in der Vereinbarung mit Hamburg 
ee esſtaaten über die gegenſeitige Durch- ſind in dem erſten Satze die Worte: „im Lande des Aufent: 
g der Schulpflicht betreffend. Vom 13. November 1876. haltes“, der Intention des Abkommens entſprechend, durch die 
33 Berlin, den 13. November 1876. Worte: „am Orte des Aufenthaltes“ erſetzt worden. Auch iſt 
Die Königlich Preußiſche Regierung iſt mit den Regierun- in den auf das Abkommen mit Bremen beßzüglichen Verhand— 
= der Bundesſtaaten Sachſen, Württemberg, Baden, Heſſen, lungen anerkannt worden, daß die Dispenſation eines fremden 
Oldenburg Schwerin Sachſen⸗Weimar, Mecklenburg⸗Strelitz, Kindes auf Grund des Zeugniſſes feiner Heimathsbehörde nur 
Kobur en Sadjen- Meiningen, Sachſen⸗Altenburg, Sachſen⸗ dann eintreten ſolle, wenn demſelben das Zeugniß erſt nach be⸗ 
Beh otha, Anhalt, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Schwarzburg⸗ gonnenem vierzehnten Lebensjahre ertheilt iſt. - 
bauſen, Reuß älterer Linie, Reuß jüngerer Linie, Für die Ausſtellung der Zeugniſſe über die Erfüllung der 
Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen, Hamburg und El- 
ſaß- Lothringen dahin übereingekommen: 


*) Dentihe Schulgeſ⸗Samml. Jahr. 1876 Nr. 37. 
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Preußen: Vom 13. November 1876. 
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in Sachſen: der Lehrer in Gemeinſchaft mit dem Schulinſpek⸗ 


tor bezw. mit dem Schuldirektor als Lokal-Schulinſpektor; 


in Württemberg: die Ortsſchulbehörden; 
in Baden: die Ortsſchulräthe; 
in Heſſen: der Vorſitzende des betreffenden Schulvorſtandes; 
in Mecklenburg-Schwerin: in der Stadt Roſtock: die Ele⸗ 
mentarſchul⸗Kommiſſion; in der Stadt Wismar: die Schul⸗ 
Kommiſſion; 
in den anderen Städten und in den Flecken: Ludwigsluſt, 
Doberan, Dargun, Daſſow: der Schul-Vorſtand; 
in den Flecken Lübtheen und Zarrentin: die Orts-Schul⸗ 
behörde; 
in der Ortſchaft Neukloſter: 
Schullehrer-Seminares; 
auf dem Lande: der zuſtändige Prediger als Orts-Schul⸗ 
inſpektor; 
in Sachſen⸗Weimar: 
mit dem Lehrer; 
in Mecklenburg⸗Strelitz: in den Städten und in dem Flek⸗ 
ken Mirow: die Direktoren reſp. Rektoren; im Flecken Feld⸗ 
berg: der erſte Lehrer; auf dem platten Lande: die Pa⸗ 
ſtoren; 
in Oldenburg: der Lehrer und der Lokal-Schulinſpektor oder 
der Vorſitzende des Schulvorſtandes; 
in Sachſen-Meiningen: der Lehrer und der Lokal-Schulin⸗ 


der Direktor des dortigen 


der Ortsſchulaufſeher in Gemeinſchaft 


ſpektor oder der Vorſitzende des . gemein⸗ 


ſchaftlich; 
in Sachſen- Altenburg: die Schulinſpettionen; 
in Sachſen-Koburg-Gotha: der Schulvorſtand; 
in Anhalt: der Orts-Schulinſpektor bezw. der Schuldirigent 


in Gemeinſchaft mit dem letzten Klaſſenlehrer des entlaſſe⸗ 


nen Schülers unter Beifügung des Dienſtſiegels des Orts: 
Schulinſpektors bezw. des Schuldirigenten; 


in Schwarzburg-Rudolſtadt: die mit der Lokal⸗Schulauf⸗ 
ſicht beauftragten Ortsgeiſtlichen; 


ſchaft mit dem Lokal⸗Schulinſpektor; 

in Reuß älterer Linie: die Lokal⸗Schulinſpektionen; 

in Reuß jüngerer Linie: der Schulvorſtand der betreffenden 
Gemeinde; 


in Schaumburg-Lippe: die Schulvorſtände und Namens 
derſelben die Lokal⸗Schulinſpektoren; 

in Lippe: der betreffende Hauptlehrer und der Schulinſpektor 
gemeinſchaftlich unter Beglaubigung ihrer Unterſchriften 


durch die betreffende Diſtriktsbehörde (Magiſtrat in den | 


Städten, Amt auf dem Lande); 

in Lübeck: der Schulrath; 

in Bremen: das mit der Spezial⸗Inſpektion der betreffenden 
Schule betraute Senatsmitglied; 

in Hamburg: der Direktor oder Hauptlehrer der öffentlichen 
Schule beziehungsweiſe der Vorſteher der Privatſchule in 
Gemeinſchaft mit dem kompetenten Schulrathe oder Schul⸗ 
inſpektor; 

in Elſaß⸗Lothringen: der Bürgermeister. 
Indem wir das Königliche Provinzial-Schulkollegium ꝛc. 

von der vorſtehend erwähnten Vereinbarung in Kenntniß ſetzen, 

veranlaſſen wir Daſſelbe ꝛc., 


Die Königlichen Regierungen haben dieſe Verfügung durch 
die Amtsblätter zu veröffentlichen. 
Der Miniſter des Junern. Der Miniſter der geiftlichen ꝛc. 
Graf zu Eulenburg. Angelegenheiten. 
An Falk. 


das Königliche Provinzial⸗ Schulkollegium hier, an 
ſümmtliche Königliche Regierungen, an die König⸗ 
lichen Konſiſtorien der Provinz Hannover und den 
Ober⸗Kirchenrath zu Nordhorn. 
M. d. J. 1. A. 8787. 
M. d. g. A. U. III. 12193. 


Miniſterial⸗Erlaß, die formelle Behandlung der Orgelbauten be⸗ 
treffend. Vom 3. Oktober 1876. 
Berlin, den 3. Oktober 1876. 

Für die formelle Behandlung der Orgelbauten, ſoweit ſie 
zur Prüfung der Anſchläge durch die Königliche Oberbaubehörde 
Anlaß geben, habe ich im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Mi⸗ 
niſter für Handel ꝛc. an Stelle der Erlaſſe vom 2. November 
1854 — E. 22309 K. 2863 — und vom 11. Oktober 1870 — 
E. 20510 — und unter Aufhebung derſelben eine neue Inſtruk⸗ 
tion erlaſſen. 

Der Königlichen Regierung ꝛc. laſſe ich anliegend ein Exem⸗ 
plar derſelben zur Kenntnißnahme und Beachtung zugehen. 

Der Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


In Vertretung: Sydow. 
An 

ſämmtliche Königliche Regierungen und Provinzial⸗ 
Schulkollegien, ſowie an die Königl. Landdroſteien 
und an die Königlichen Konſiſtorien der Provinz 
Hannover und Heſſen-⸗Naſſau, und den Königlichen 
Ober⸗Kirchenrath zu Nordhorn. 

G. III. 6047 


Inſtruktion für die formelle Behandlung der 
Orgelbauten. : 
In vielen Fällen mangelt für die Reviſion und Beurthei⸗ 


lung der eingereichten Pläne und Koſtenanſchläge zu neuen oder 


zu reparirenden Orgelwerken faſt jede ſachliche Grundlage, in⸗ 
dem weder die Größe und der Styl der Kirche, noch eine Ue— 


| a 55 1 el 
in Schwarzburg⸗Sondershauſen: der Lehrer in Gemein⸗ berſicht der Räumlichkeit des Chores, auf welchem die Orge 


errichtet werden ſoll, aus den Vorlagen zu entnehmen iſt. Eben 
ſo unvollſtändig ſind meiſt die Darlegungen über die Aulen 
der Seminarien oder Präparanden-Anſtalten zur Plazirung der 
Orgeln. Nicht ſelten ſcheinen ſogar nicht allein die Vorſchläge 
zum Orgelwerke ſelbſt ohne vorangegangene Reviſion oder Su⸗ 
perreviſion durch einen muſikaliſchen Sachverſtändigen, ſondern 
auch die zum Gehäuſe ohne Zuziehung des Baubeamten und 
ohne Reviſion des Regierungs-Baurathes lediglich von dem be— 
treffenden Orgelbauer auszugehen, deſſen Gutdünken es dann 
anheimfällt, welche Ausdehnung des Werkes und welchen Styl 


für das Gehäuſe er annehmen will. Welche Bedenken dies hin⸗ 
ſichtlich der Koſtenverwendung, der Raumbenutzung und haupt: 


ſächlich auch der paſſenden Verhältniſſe und der harmoniſchen 
Stylauffaſſung herbeigeführt, liegt auf der Hand. Es iſt daher 
im Einvernehmen mit der Königlichen Ober-Baubehörde Fol- 
gendes von mir beſtimmt worden: 
A. In Bezug auf die beizubringenden Zeichnungen 
und Erläuterungen. 
1) Zur Beurtheilung des dem Orgelwerke zu gebenden all— 


gemeinen Umfanges iſt es wünſchenswerth, daß den einzureis 
chenden Plänen ein Grundriß und ein Durchſchnitt der Kirche 


oder der Aula beigegeben werden. 
die Schulbehörden mit entſprechen⸗ 


In Ermangelung der erſte⸗ 
ren dieſer Zeichnungen genügt die Angabe der Länge, Breite 


der Anweiſung zu verſehen und für die Durchführung des Ab- und Höhe des Kirchenſchiffes mit etwaigen zum inneren Raume 


kommens Sorge zu tragen. 


hingezogenen Anbauten und Emporen, jedoch mit Ausſchluß des 


N 
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Chores, ſofern dieſes nicht auch mit als Zuhörerraum benutzt 
Im letztern Falle, oder wenn die große Ausdehnung 
deſſelben eine beſondere Berückſichtigung motivirt, müſſen ſich 


wird. 


jene Angaben auch auf das Chor erſtrecken. Bei den räumli⸗ 
chen Bezeichnungen einer Aula iſt die Lage des Katheders, Po 
diums, der Sitze, Thüren, Fenſter und Oefen zu bemerken, auch 
anzuführen, wo die Bälge plazirt werden ſollen. 

2) Für die ſpezielle Beurtheilung der Benutzung und Ver⸗ 


theilung des Raumes auf der Orgelempore iſt ein Grundriß 
derſelben einzureichen, auf welchem die vorhandenen Treppen 


und Kirchenſtühle, das neue Orgelwerk mit Andeutung des Kla⸗ 
viatur⸗Schrankes und die Bälge, falls ſie auf dem Chore lie⸗ 
gen, eingetragen ſind. 

3) Zur Ueberſicht des allgemeinen Verhältniſſes und der 
Totalanordnung in Beziehung zur Kirche muß in dem minde⸗ 
ſtens nach einem Maßſtabe von 1 : 100 gezeichneten Durch: 
ſchnitte der Kirche die Anſicht des Orgelchores und des neuen 
Orgelwerkes eingetragen werden. 

4) Behufs der Verdeutlichung und Feſtſtellung der Einzel: 
formen iſt aber die Anſicht des Orgelgehäuſes im Maßſtabe von 
1: 25 aufzutragen und die Wahl des Styles und der For: 
men noch genauer zu motiviren. In der Regel werden Zeich⸗ 
nungen vom Grundriſſe, vom Durchſchnitte und von der äuße⸗ 
ren Anſicht der Kirche eine ſpezielle Motivirung entbehrlich ma⸗ 
chen. Können dieſe aber nicht beigebracht werden, ſo iſt we⸗ 
nigſtens im Allgemeinen der Styl und die mehr oder minder 
reiche Ausſtattung der Kirche zu beſchreiben und namentlich die 
Form der Fenſteröffnungen und des Bogens, in welchem ſie 
ſämmtlich oder theilweiſe geſchloſſen find, die Art der Weber: 
deckung des Schiffes und Chores, bei Wölbungen mit Angabe 
der Bogenform und Stylhaltung des innern Holzausbaues, im 
Erläuterungs-Berichte anzugeben. 

5) Sämmtliche Zeichnungen und Erläuterungen müſſen, 
wenn fie nicht vom Bezirks⸗Baubeamten ſelbſt gefertigt find, 
von demſelben revidirt und anerkannt, ſowie vom Regierungs⸗ 
Baurathe nachgeſehen und unterſchrieben werden. 

6) In Bezug auf die Dispoſition des Orgelwerkes ſelbſt 
ſind anzugeben: die Anzahl und der Umfang der Manuale, der 
Umfang des Pedales, die Regiſter, welche in jedem Manuale 


(keſp. Fernwerk) und im Pedale ſich befinden, nach der üblichen 


Bezeichnung von 16, 8“ u. ſ. w., und die Aufſtellung ſämmt⸗ 
licher Regiſterzüge mit allen Nebenzügen (Sperrventile, Kop⸗ 
peln, Kollektivzüge, Evakuant, Vokalur u. ſ. w.). 

. Bei großen Orgeln ſind die Porzellanplatten der Regiſter⸗ 
. jedes Manuales verſchiedenfarbig zu beſchreiben, oder durch: 
ei 8 M. (Mittelm.) O. (Oberman.) P. (Pedal) über 

r Benennung der Stimme zu bezeichnen. 
* In Bezug auf die Koſten-Anſchläge— 

Bei Aufitellung der Koſtenanſchläge, denen das Dezimalſy—⸗ 
ftem der Maß: und Gewichtsangaben zu Grunde zu legen iſt, 
ſind folgende Punkte beſonders zu berückſichtigen: 

) Hinſichtlich des Pfeifenwerkes 
a. die Aufführung der Pfeifen, die Zahl der Pfeifen jeder 


einzelnen Stimme, auch der ſtummen Proſpektpfeifen, bei 
I 


b letzteren unter Angabe der Länge und Weite, 
55 — Material, Zinn, Zink oder Holz und welcher Art, 


bisher übliche Bezeichnung von 16⸗löthig, 12 löthig de. 
ausreicht, 


as Legirungsverhältniß der Metall⸗Pfeiſen, wobei die 


die Menſuren nach Breite und Tieſe mit Zuſätzen: weit 
oder eng, offen, gedeckt, halbgedeckt, koniſch, zylindriſch, 
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überblaſend, quintönig u. ſ. w., ſowie unter Angabe des 
Verhältniſſes ihrer Abnahme, 

e. bei gemiſchten Stimmen, Mixtur u. ſ. w. die Zahl der 
Pfeifen und das Verhältniß ihrer Konſtruktion reſp. Ne: 
petition u. ſ. w., 

f. bei Rohrwerken das Material der Schallbecher (Metall, 
Zink, Holz), Zungen (auf- oder einſchlagend), Köpfe, Krük⸗ 
ken u. ſ. w., 

g. welche Stimmen mit anderen in der Tiefe kombinirt werden, 

h. der Werth des Zinn: und Holzmateriales der ganzen 

Stimme, der Proſpektpfeifen und Kondukten, ſowie das 

Gewicht des Zinnes, 

das Arbeitslohn der Metall- und Holzpfeifen, 

k bei zu reparirenden Werken das wieder verwendbare Ma⸗ 
terial und der Werth des nicht wieder verwendbaren Zinn: 
oder Holzmateriales; 

2) Die Intonation, im Kammertone pro Stimme be⸗ 
rechnet; 

3) Die Klaviaturen, 

a. Manualklaviatur mit ihrer Konſtruktion; der Abſtand je 
der Klaviatur gegen die nächſte andere ſoll nicht über 66 
Mm. betragen. 

b. Pedal⸗Klaviatur. 

Das Pedal umfaßt normalmäßig chromatiſch die Taſten 
für die Töne von 0—4 (27 Taſten.) 

Die Lage deſſelben iſt nach allen Seiten waagerecht 
jo anzuordnen, daß das mittelſte C des Pedals unter dem 
eis des Manuals (oder unterſten Manuls größerer Werke) 
ſenkrecht zu liegen kommt, und daß die Spitzen der Ober⸗ 
taſten des Manuals mit den Spitzen der Obertaſten des 
Pedales ſenkrecht übereinander liegen. i 

Der ſenkrechte Abſtand zwiſchen dem Boden des Ma⸗ 
nuales und dem der Oberkante der Untertaſten des Pe⸗ 
dales beträgt circa 80 Cm. Die äußere Breite der Pe⸗ 
dal⸗Klaviatur beträgt 1, M. Die Stützleiſte für die Füße 
(am Setzbrette) muß 6 Em. höher als die Obertaſten der 
Pedal⸗Klaviatur liegen und darf nur bis 3 Em. breit ſein. 
Die ſeitliche Begrenzung der Klaviatur wird durch 2 Bak⸗ 
ken (Leiſten) gebildet, welche wenigſtens um 6 Em. die 
Oberkanten der Obertaſten des Pedales überragen und 
eine lichte Weite von Is M. haben. Die Taſten find 
50 Cm. lang und 3 Cm. breit. Die Obertaſten ſind, ſo⸗ 
weit die Füße auf den Untertaſten verwendet werden, 
(3, Cm.) um 1, M. tiefer als jene zu plaziren, haben 
beim Setzbrette eine Erhöhung von 1,, Em. Länge und 
gegen die Untertaſten eine Mehr⸗Höhe von 5, Cm. Die 
oberen Kanten dieſer Erhöhungen ſind an den Längskan⸗ 
ten ſchwach, an der Hirnkante ſcharf zu brechen, ein Schnä⸗ 
beln (Verzierung) an letzterer darf nicht gemacht werden. 

Die Untertaſten ſind an den oberen Längskanten ſcharf 
(bis 6 Em.) zu brechen, haben zwiſchen den Taſten der 
Töne E-, He, e—F und h—e einen Zwiſchenraum 
von 6 Cm., zwiſchen allen übrigen Taſten beträgt derſelbe 
je I. Cm. 2 

4) Koppeln, 

a. Manualkoppeln oder Kolleftiozüge nebſt ihren Konſtruk⸗ 
tionen. 

b. Pedalkoppel unter Angabe, ob ſolche durch Regiſterzug 
oder Fußtritt verwendbar iſt; bei Reparaturen, die An⸗ 
führung der noch verwendbaren Klaviaturen oder Koppeln. 


—· 


r 
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5) in Bezug auf Windbereitung und Windführung: 

a. Länge, Breite, Aufgang und Konſtruktion der Bälge und | 
ihrer Saugventile nebſt den Graden der Windſtärke. 
b. bei Kaſtenbälgen: Umfang, Steigung, Konſtruktion und 

Windſtärke, 

c. Windreſervoire, franzöſiſche Bälge, Konſtruktion, 
d. ob die Bälge in der Orgel, in einer Balgenkammer, im 

Thurme oder ſonſt wo untergebracht werden, 

e. Weite und Länge der Windkanäle, beſonders des Haupt⸗ 

Kanales, 

f. ob Schleif- oder Kegel-Windladen, 
g. Maße der Windladen und der Windkaſten, ihre Konſtruk⸗ 
tion und ob etwa Doppelventile verwendet werden; 

6) Hinſichtlich der Abſtraktur, Wellatur und der Regi— 
ſterzüge: auf wieviel Etagen ſich das Werk vertheilt, die 
Konſtruktion der Abſtraktur, Wellatur, der Regiſter- und 
Nebenzüge; 

7) die äußeren Nebentheile der Orgel: 

a. das Notenpult in dem verſchließbaren Klaviaturſchranke, 
reſp. der Spieltiſch, 

b. die Orgelbank nebſt Anſtrich, 

o. das Orgelgehäuſe event. mit Anſtrich, Bildhauerarbeit und 

Vergoldung, 

d. der Balgenverſchlag nebſt Anſtrich; 

8) Endlich iſt bei Feſtſtellung der Geſammtkoſten des gan⸗ 
zen Neubaues oder der Reparatur der Werth des noch verwend— 
baren Materiales in Anrechnung zu bringen. 

C. In Bezug auf die abzuſchließenden Kontrakte. 

1) Dev Orgelbaumeiſter hat die Bürgſchaft für die Güte 
des Materiales und der Arbeit auf fünf Jahre zu übernehmen 
und ſteht es dem Reviſor zu, die Zinn: und Windprobe zu 
machen. 

2) Ferner ſind vorzuſehen die Nebenbeſtimmungen über 
den Transport der Orgeltheile und der Werkzeuge zur Stelle, 
event. Rücktransport der letzteren, Wohnung und Koſt der Ar: 
beiter während der Aufſtellung des Werkes unter Angabe der 
Zahl der Arbeiter und deren Beſchäftigungszeit nach Tagen 
und Wochen, Geſtellung eines Balgentreters, u. ſ. w. 

D. In Bezug auf die Abnahme. 

Die Abnahme neuer oder reparirter Orgelwerke iſt in mu—⸗ 
ſiktechniſcher Beziehung — Konſtruktion des Orgelwerkes, Klang 
der Orgel, Güte des verwendeten Materiales ꝛc. — durch eis 
nen muſikaliſchen Sachverſtändigen, in bautechniſcher Hinſicht 
— Beſchaffenheit des Orgelgehäuſes reſp. des Proſpektes in Be⸗ 
zug auf Material und Arbeit, ſowie ſichere Auſſtellung der Or⸗ 
gel — durch den zuſtändigen Königlichen Baubeamten zu bewirken. 

Berlin, den 3. Oktober 1876. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Sydow. 


Miniſterial⸗ Erlaß, die Beſtimmungen einer Schulordnung über 
die Abgrenzung zwiſchen den väterlichen Rechten und denen der 
Schulzucht betreffend. Vom 29. November 1876. 

Berlin, den 29. November 1876. 
Der Bericht der Königlichen Regierung vom 28. Juni d. J. 
hat die Einwendungen nicht entkräften können, welche gegen ei: | 
nige Beſtimmungen der für die höhere Lehranſtalt zu N. von 
dem dortigen Magiſtrate und der Schuldeputation erlaffenen | 
und von der Königlichen Regierung unter dem 20. Mai d. J. 
beſtätigten Schulgeſetze geltend gemacht worden ſind. 


Es unterliegt allerdings keinem Zweifel, daß das Aufſichts⸗ 
recht und die Aufſichtspflicht der Schule nicht auf den Aufent⸗ 


halt der Schüler in dem Schulgebäude beſchränkt iſt, ſondern 


das Leben der Schüler außerhalb der Schule mit trifft, und 
daß die Eltern oder deren Stellvertreter, welche ihren Sohn 
oder Pflegebefohlenen einer Schule übergeben, inſoweit, als es 
der Schulzweck erfordert, derſelben ein Mitbeſtimmungsrecht auch 
in der gedachten Hinſicht übertragen. Aber die zur Rechtferti⸗ 
gung des in Frage geſtellten Umfanges dieſer Beſchränkung der 
väterlichen Rechte von der Königlichen Regierung gemachte Be— 
merkung, daß es dem Vater frei ſtehe, einer Schule, deren 
Schulordnung ihm nicht zuſagt, ſeinen Sohn nicht zu überge— 
ben oder ihn derſelben wieder zu entnehmen, kann nicht für 
zutreffend erachtet werden. Denn aus dieſem Geſichtspunkte 
würde jede beliebige Beſchränkung der väterlichen Rechte als 
ſtatthaft erſcheinen, wenn dieſelbe auch ſoweit ginge, daß da— 
durch die Errichtung einer höheren Schule an einem Orte auf⸗ 
hörte, eine Wohlthat für diejenigen Eltern zu ſein, in deren 
Intereſſe ſie errichtet iſt. Vielmehr iſt die richtige Abgrenzung 
zwiſchen den väterlichen Rechten und denen der Schulzucht durch 
den Zweck der Schule bedingt und es ſind danach die Fragen, 
welche ſich für die Anwendung der Schulzucht in einzelnen Fäl⸗ 
len ergeben, zu entſcheiden — eine Entſcheidung, welche in Ge⸗ 
mäßheit des §. 56 Theil II. Titel 12 des Allgemeinen Lands 
rechtes der Schulaufſichtsbeh örde obliegt. Dieſelbe hat nicht 
nur in dem einzelnen Falle jede Unbilligkeit zu beſeitigen, ſon⸗ 
dern insbeſondere bei Feſtſetzung allgemeiner Normen darauf Be⸗ 
dacht zu nehmen, daß dieſelben nicht gegründeten Anlaß zur Be⸗ 
ſorgniß einer Ueberſchreitung des richtigen Maßes geben. Eine der— 
artige Beſorgniß mit der von der Königlichen Regierung abgegebe- 
nen Erklärung abzuweiſen, daß vorher eine unbillige oder un⸗ 
zweckmäßige Handhabung der Normen möge nachgewieſen wer⸗ 
den, erſcheint um ſo weniger zuläſſig, wenn, wie in dem anliegen⸗ 


den Falle, von der ausdrücklichen Zuſtimmung des Vaters zu » 


den aufgeſtellten Normen das Verbleiben des Sohnes auf der 
Anſtalt abhängig gemacht iſt. Selbſt der von anderer Seite 
geltend gemachte, unzweifelhaft wichtige Umſtand, daß die frag⸗ 
liche Schulordnung nicht durch eine der Anſtalt ferner ſtehende 
Behörde verfügt, ſondern von den mit den lokalen Verhältniſ— 
ſen genau bekannten und für das Gedeihen der Anſtalt am 
meiſten intereſſirten Organen, dem Magiſtrate und der Schul— 
deputation, entworfen iſt, giebt nur darüber Gewißheit, daß 
durch die Schulgeſetze das Beſte der Schule und der Schüler 
beabſichtigt, aber nicht darüber, daß überall die zweckmäßigſte 
Formulirung getroffen iſt. Ueber das letztere zu wachen, iſt 
die Aufgabe der Schulaufſichtsbehörde. Im vorliegenden Falle 
iſt durch einige Punkte der in Rede ſtehenden Schulgeſetze be— 
gründeter Anlaß zu der dagegen erhobenen Beſchwerde gegeben. 

1. Wenn der beanſtandete $. 6 

„Sollte ſich herausſtellen, daß eine Penſion für einen Schi: 


ler nicht geeignet ſei, ſo hat der Dirigent das Recht und 


die Pflicht, die Angehörigen deſſelben zu veranlaſſen, ihn in 
eine andere Penſion zu bringen. Im Weigerungsfalle ers 
folgt die Entlaſſung des Schülers.“ 
durch die Verweiſung auf 88. 4, 5 begründet werden ſoll 

(S. 4. „Auswärtige Schüler dürfen nur mit Genehmi⸗ 
gung des Dirigenten eine Wohnung wählen. Ebenſo iſt 


jeder Wohnungswechſel von der Zuſtimmung des Diri- 


genten abhängig.“ 
8.5. „Auswärtige Schüler werden der beſonderen Auf- 


ſicht ihrer Ordinarien unterſtellt“), 
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ſo wird die Königliche Regierung ſchwerlich verkennen, daß hier⸗ 
durch nur ein Zirkelbeweis geführt wird, da die gegen $. 6 er⸗ 
hobene Beſchwerde ſich unverkennbar zugleich gegen $. 4 richtet. 
Vielmehr waren im $. 6 die Gründe zu bezeichnen, aus denen 
eine Aenderung der Penſion zu fordern iſt, damit hierdurch die 
im §. 4 erforderte Genehmigung des Dirigenten für die Wahl 
der Penſion ihre beſtimmte Bedeutung und Begrenzung erhalte. 
Auch iſt im $. 6 überſehen, daß die ſchwerſte gegen einen Schü⸗ 
ler zu verfügende Maßregel, die der Verweiſung von der Schule, 
nur auf Beſchluß der Lehrerkonferenz zu erfolgen hat. Der 
Pflicht der Schule in Beaufſichtigung der auswärtigen Schü⸗ 
ler und zugleich dem Rechte der Eltern iſt gleichmäßig Rech⸗ 
nung getragen durch die mit Genehmigung des Unterrichts-Mi— 
niſteriums von dem Provinzial-Schulkollegium zu Koblenz uns 
ter dem 25. Januar 1833 erlaſſene Zirkular⸗Verfügung (abge: 
druckt Wieſe, Verordnungen ac. 2. Aufl. I. 1. Seite 157 f.), 
welche anderen Verfügungen über denſelben Gegenſtand zum 
Vorbilde gedient hat. Dem entſprechend iſt §. 6 der fraglichen 
Schulgeſetze in folgender Weiſe zu ändern: 

„Falls ſich nach dem Urtheile der Lehrerkonferenz heraus⸗ 
ſtellt, daß eine Penſion auf das ſittliche Verhalten oder den 
Fleiß eines Schülers nachtheilig einwirkt, ſo hat der Dirigent 
das Recht und die Pflicht, von den Eltern des Schülers oder den 
Stellvertretern derſelben eine Aenderung der Penſion innerhalb 
einer nach den Umſtänden zu bemeſſenden Friſt zu verlangen. 

Sollte hierüber eine Verſtändigung mit den letzteren nicht 
zu erreichen ſein, ſo kann auf Beſchluß der Lehrerkonferenz die 
Entlaſſung des Schülers erfolgen.“ 

2. Zu der in F. 9 ausgeſprochenen Forderung 

„Will ein Schüler, ohne Lehrſtunden zu verſäumen, über 
Nacht aus der Stadt ſich entfernen, jo iſt dazu die Genehmi⸗ 
gung des Ordinarius und des Dirigenten erforderlich“ 
hat die Schule gegenüber denjenigen Schülern, die bei ihren 
Eltern wohnen und unter deren Aufſicht ſtehen, keine Berechti⸗ 
gung und es iſt dieſe Forderung auf die auswärtigen Schü: 
ler zu beſchränken. Uebrigens iſt zu erwägen, ob die Verbin⸗ 
dung von zwei Inſtanzen für die einzuholende Erlaubniß noth⸗ 
wendig und nicht vielmehr die Beſchränkung auf eine derſelben, 
den Ordinarius oder den Direktor, zweckmäßiger iſt. 

3. Der Unterſchied der Auffiht, welche die Schule über 
auswärtige und welche ſie über die ortsangehörigen, bei ihren 
Eltern wohnenden Schüler zu üben hat, iſt ferner in dem Satze 
des $. 15 unbeachtet gelaſſen: 

„Theater und Bälle dürfen nur mit Erlaubniß des Ordi⸗ 
naxrius und Dirigenten beſucht werden.“ 

liche 58 ſind unter dem Namen Bälle jedenfalls nur ‚öffent: 
fand U 5 etwa Tanzvergnügen in einer Familie ver⸗ 
4158 ei; nd es war dies in der Faſſung des Paragraphen 
ausdrücklich zu bezeichnen. Der fragliche Satz iſt hiernach durch 
folgenden zu erſetzen: 

„Die einheimiſchen, bei ihren Eltern wohnenden Schüler 
dürfen Theater nur mit deren Erlaubniß, öffentliche Bälle nur 
in Begleitung ihrer Eltern oder den Stellvertretern derſelben 
den die auswärtigen Schüler bedürfen in beiden Fällen 

© vorgängige Erlaubniß des Ordinarius (oder des Diri⸗ 
genten).“ 

bun Daß Schüler zur Ertheilung von entgeltlichem Pri⸗ 
atünterricht ($. 17) die Erlaubniß der Schule (d. h. ihres Or⸗ 
dinarius oder des Direktors) einzuholen haben, iſt in der Ord⸗ 
nung und ſteht mit den für den Privatunterricht geltenden Bes | 


ſtimmungen im Einklange. Dagegen können Eltern, wenn ſie 


ihren Söhnen in Gegenſtänden, welche nicht im Schulunter⸗ 
richte begriffen ſind, Privatunterricht wollen ertheilen laſſen, 
nicht an die Genehmigung der Schule gebunden werden; und 
ſelbſt für einen Privatunterricht in Schulgegenſtänden kann nicht 
gefordert werden, daß Eltern die Erlaubniß der Schule nach⸗ 
ſuchen, ſondern es iſt ihnen nur zu empfehlen, daß ſie ſich bei 
einem ſolchen Vorhaben mit dem Ordinarius ihrer Söhne ins 
Einvernehmen ſetzen. Es iſt im Allgemeinen zu erwarten, daß 
ein beſonnener Rath ſeitens des Ordinarius bei den Eltern 
Beachtung findet, während die unberechtigte Forderung, daß 
die Erlaubniß der Schule müſſe eingeholt werden, wahrſchein⸗ 
lich nur zu täuſchender, ſchwer zu konſtatirender Umgehung füh— 
ren wird. Hiernach iſt ſtatt des 8. 17 

„Schüler, welche Privatunterricht zu nehmen oder zu er— 
theilen beabſichtigen, bedürfen dazu der Genehmigung des Or— 
dinarius und des Dirigenten“ 
zu ſetzen: 

„Schüler, welche entgeltlichen Privatunterricht zu ertheilen 
beabſichtigen, bedürfen dazu der Erlaubniß ihres Ordinarius. 

Wenn Eltern oder deren Stellvertreter ihren Söhnen oder 
Pflegebefohlenen wollen in Lehrgegenſtänden der Schule Pri⸗ 
vatunterricht ertheilen laſſen, ſo wird ihnen empfohlen, vorher 
mit dem Ordinarius derſelben darüber Rückſprache zu nehmen.“ 

Die Königliche Regierung veranlaſſe ich, die Schulgeſetze 
für die höhere Lehranſtalt in N. nach den obigen Weiſungen 
zu ändern und von der neuen Redaktion feiner Zeit eine Ab⸗ 
ſchrift mir einzuſenden. Bis dies geſchehen iſt, darf die Dro⸗ 


bung, daß diejenigen Schüler von der Anſtalt entfernt werden 


ſollen, deren Eltern ſich weigern, die Schulgeſetze zu unterſchrei⸗ 
ben, nicht zur Ausführung gebracht werden. \ 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
U. II. 5804. 


Miniſterial-Erlaß, das Syſtem der Gehaltsregulirung für Volks- 
ſchullehrer betreffend. Vom 9. November 1876. 
Berlin, den 9. November 1876. 

Auf den Bericht vom 31. Auguſt d. J. wegen der Ver⸗ 
beſſerung der Lehrerbeſoldungen in der Stadt N. muß ich der 
Königlichen Regierung vorweg bemerklich machen, daß das Ein⸗ 
kommen der Lehrer- oder Lehrerinnenſtellen in jedem Ein: 
zelfalle nach dem obwaltenden Bedürfniſſe und den kon⸗ 
kreten Verhältniſſen vorſchriftsmäßig feſtzuſetzen, nicht 
aber allgemeine Normal⸗Gehaltsſätze aufzuſtellen, deren Er⸗ 
füllung ohne Weiteres in jedem Einzelfalle von den Verpflich⸗ 
teten zu fordern wäre. Die nach Ihrer Zirkular » Verfügung 
vom — in Ausſicht zu nehmenden ſogenannten Normalgehäl⸗ 
ter können daher keine andere Bedeutung beanſpruchen, als die 
eines allgemeinen Maßſtabes im Sinne der Zirkular⸗Verfügung 
vom 5. Mai 1869 (U. 13608), um das Bedürfniß zu würdi⸗ 
gen. Dementſprechend giebt deshalb die Zirkular-Verfügung 
vom 15. April v. J. (U. III. 3779) auch wiederum zu er 
kennen, daß den von den Königlichen Regierungen in Ausficht 
genommenen Gehaltsſätzen im Allgemeinen wohl zugeſtimmt 
werden könne, aber unbeſchadet der vorſchriftsmäßigen Feſtſet⸗ 
zung der Lehrerbeſoldungen in jedem Einzelfalle nach den 
konkreten Verhältniſſen. 

Nach welchen Grundſätzen bei dieſen Feſtſetzungen verfah⸗ 
ren werden ſoll, iſt wiederholt vorgeſchrieben. Danach ſind 
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bei ſtädtiſchen Schulen in der Regel feſte, den konkreten Ver⸗ | 


hältniſſen entſprechende Abſtufungen der Beſoldungen zu beftim: 
men, dergeſtalt, daß ein ſtufenweiſes Aufſteigen der Gehalts: 
ſätze im Wege der Aſzenſion von den unteren zu den oberen 
Lehrerſtellen ſtattfinden kann. Jedoch iſt bereits in der Zirku: 
lar⸗Verfügung vom 7. Februar 1867 (U. 1638) vorgeſehen, 
daß daneben auch periodiſche Bewilligungen von Alterszulagen 
zuläſſig ſind, ſo daß alſo ein Lehrer nicht nur in eine höhere 
Gehaltsſtufe aufrücken, ſondern auch außerdem noch eine Dienſt⸗ 
alterszulage empfangen kann. Die Gewährung ſolcher Dienſt⸗ 
alterszulagen kann aber nicht angeordnet werden und es kön— 
nen bezw. die zur Beſtreitung der Schulunterhaltungskoſten 
Verpflichteten zur Gewährung ſolcher Dienſtalterszulagen nicht 
angehalten werden. Es muß deshalb das Hauptaugenmerk da= 
rauf gerichtet bleiben, die Gehälter der einzelnen ſtädtiſchen 
Lehrerſtellen planmäßig dergeſtalt feit abzuſtufen, daß fie an 
und für ſich ihren Inhabern ein ausreichendes Einkommen und 
durch Aſzenſion eine Einkommens⸗Verbeſſerung ſichern. 

Außer dem vorgedachten Syſteme feſt abgeſtufter Stellen: 
gehälter und dem Syſteme der periodiſchen Bewilligung von 
Alterszulagen neben feſt abgeſtuften Stellengehältern iſt in neue— 
rer Zeit auch noch ein Syſtem ſogenannter beweglicher Gehalts: 
ſkalen eingeführt, wobei eine planmäßige Gehaltsabſtufung der 
Stellen nicht ſtattfindet, ſondern das Dienſteinkommen jedes 
Lehrers in beſtimmten Zeiträumen von einem Minimum bis 
zu einem Maximum ſteigt. Sowenig aber die Staatsaufſichts— 
behörde die Gewährung von Dienſtalterszulagen neben feſt ab» 
geſtuften Stellengehältern fordern oder zwangsweiſe durchſetzen 
kann, ebenſowenig iſt dieſelbe befugt, unter Aufgabe des herge⸗ 
brachten, dem Zwecke entſprechenden Syſtemes feſter Stellenge— 
hälter reſp. Gehaltsſkalen die Einführung des Syſtemes ſoge— 
nannter beweglicher Gehaltsſkalen zwangsweiſe zur Geltung zu 
bringen. 


Nach dem vorliegenden Berichte ſcheint die Königliche Re⸗ 
gierung bei Ihren Verfügungen ſich dieſe Grundſätze nicht hin⸗ 
länglich klar gemacht zu haben, ſo daß der Bürgermeiſter in 
N. nicht ohne allen Grund unterm 15. Februar d. J. um Auf⸗ 
klärung gebeten hat, nach welchen Geſichtspunkten denn, um 
den Abſichten der Königlichen Regierung zu entſprechen, die 
Gehaltsregulirung zu erfolgen habe. Die hierauf ertheilte Ant— 
wort vom — fordert: 

1) eine planmäßige Regulirung der Gehälter, wogegen 
Nichts einzuwenden iſt, 

2) eine Normirung der Gehälter nach den in Ihrer Zirku⸗ 


lar⸗Verfügung vom — für theuere Orte und mehrklaſſige Schu- 


len erlaſſenen Beſtimmungen, alſo Gehaltsſtufen, wogegen mit 
dem Eingangs gedachten Vorbehalte ebenfalls Nichts einzuwen⸗ 
den wäre. 

3) zugleich aber auch die Einführung einer Gehalts: 
ſkala, durch welche eine dem Dienſtalter der Lehrer und Leh⸗ 
rerinnen entſprechende allmähliche Erhöhung der Gehälter erzielt 
würde, was bei feſten Gehaltsſtufen nicht gut thunlich wäre. 
Allenfalls hätte nach obiger Darlegung die periodiſche Bewilli— 
gung von Alterszulagen in Ausſicht genommen werden können. 
Die Königliche Regierung empfiehlt aber ausdrücklich, die Ge⸗ 
hälter mit jedem zurückgelegten fünften Dienſtjahre bei Lehrern 
bis zum Maximalbetrage von etwa 1800 Mark, bei Lehrerinnen 
bis zum Maximalbetrage von etwa 1200 bis 1350 Mark neben 
freier Wohnung und Feuerung zu erhöhen. Dies würde eine 
ſogenannte bewegliche Gehaltsjfala fein, deren Einführung die 
Königliche Regierung zu verlangen und eventuell zwangsweiſe 


| 


Preußen: Gehaltsregulirung für Volksſchullehrer. Vom 9. November 1876. 92 


durchzuſetzen, wie bemerkt, eben nicht für berechtigt erachtet wer: 
den kann. 

Da nun anſcheinend die Stadt N. nicht geneigt iſt, die 
periodiſche Bewilligung von Dienſtalterszulagen oder die Ein- 
führung einer beweglichen Gehaltsſkala zu beſchließen, die Leb⸗ 
rer in N., wie die Königliche Regierung angiebt, aber nicht 
ohne Grund um Erhöhung ihrer Gehälter gebeten haben, io 
bleibt nur übrig, nach der allgemeinen Regel für die Lehrer— 
und Lehrerinnenſtellen vorſchriftsmäßig den Verhältniſſen des 
Ortes entſprechende Gehaltsſtuſen, welche zugleich einen Erſatz 
für Dienſtalterszulagen bieten können, feſtzuſetzen. Wenn alſo 
die in Ihrer Zirkular-Verfügung vom — normirten Minimal⸗ 
ſätze und Abſtufungen eigentlich für die Landſchulen in Aus: 
ſicht genommen ſind und die Lehrerbeſoldungen in N. nicht ein⸗ 
mal dieſe Gehaltsſätze erreichen, während das Leben in der 
induſtriereichen, 10700 Einwohner zählenden Stadt N. bedeu: 
tend koſtſpieliger iſt, als auf dem Lande, auch in den den Verhält⸗ 
niſſen N.'s ziemlich entſprechenden Städten B. ꝛc. die Lehrer⸗ 
gehälter bedeutend höher normirt ſind, als in N., dies ſogar 
in manchen wohlſituirten Landgemeinden der Fall iſt, ſo iſt die 
Königliche Regierung ebenſo befugt, wie verpflichtet, mit Rück— 
ſicht auf dieſe Umſtände das Erforderliche zu veranlaſſen, um 
vorſchriftsmäßig das Einkommen der Lehrerſtellen zu regeln und 
die Verpflichteten anzuhalten, das Nothwendige nach Vermögen 
zu leiſten. Im Allgemeinen iſt anzunehmen, daß die Städte 
aus eigenen Mitteln ihre Elementarlehrer nach den Verhältniſ— 
ſen des Ortes und der Zeit auskömmlich zu beſolden vermögen 
und ſonach nur ausnahmsweiſe und in der Regel nur, wenn 
es ſich um kleinere Städte handelt, Staatsbeihilfen gewährt 
werden können. Eine ſolche ausnahmsweiſe Unterſtützung bei 
Aufbeſſerung des Einkommens ſtädtiſcher Lehrerſtellen kann nur 
erfolgen, wenn das Bedürfniß ſpeziell auf Grund vorſchrifts⸗ 
mäßiger Unterlagen unter Zuziehung der Finanz-Abtheilung 
näher geprüft und feſtgeſtellt worden iſt, wobei die geſammten 
Beſitz⸗, Vermögens-, Steuer- und Abgaben⸗Verhältniſſe der Be⸗ 
theiligten in Betracht zu ziehen ſind. 

Sofern daher die Königliche Regierung nicht ohne alle wei— 
teren Ermittelungen als zur Ueberzeugung feſtgeſtellt erachten zu 
können glaubt, daß die Stadt N. zweifellos im Stande ſei, die 
von ihr zu fordernde Verbeſſerung der Lehrerbeſoldungen ſelbſt 
aufzubringen, kann ich Derſelben nur überlaſſen, auch im vor⸗ 
liegenden Falle eine vorſchriftsmäßige Prüfung und Feſtſtellung 
der Leiſtungsfähigkeit der Stadt N. nach obiger Hinweiſung 
eintreten zu laſſen. 

Hiernach wolle die Königliche Regierung der Stadt N. an⸗ 
derweitig beſtimmt bezeichnen, was zur angemeſſenen Regelung 
des Einkommens der Lehrer- und Lehrerinnenſtellen nothwen— 
dig iſt und über die Leiſtungsfähigkeit der Verpflichteten befinden, 

Sollte ſich dabei das Bedürfniß ergeben, der Stadt N. zur 
Aufbringung der Erhöhung der Lehrerbeſoldungen einen Zuſchuß 
aus Staatsfonds zu gewähren, jo würde es Sache der König: 
lichen Regierung ſein, ſolchen aus den zu ſolchem Zwecke Ihr 
überwieſenen Mitteln zu leiſten. 

Was die Angabe betrifft, daß der Königlichen Regierung 
gegenwärtig die Mittel nicht zu Gebote ſtehen, um eventuell 
der Stadt eine nöthige Unterſtützung zu gewähren, ſo bemerke 
ich, daß es Aufgabe der Königlichen Regierung bleibt, derartige 
Maßnahmen zu treffen, daß mit den überwieſenen reichlichen Mit- 
teln den hervortretenden Bedürfniſſen Rechnung getragen mer: 
den kann. 

Im Uebrigen ſtehen der Königlichen Regierung auch in 


Vom 9. Oktober 1876. 
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dem anſehnlichen Betrage, welcher der Königlichen Regierung 


f Fi mir | 
aus dem Geſammtbetrage der hierher zu meiner Dispofition | 


abgeführten Erſparniſſe unter dem 7. v. M. überwieſen wor⸗ 
den, Mittel zu Gebote, um den älteren Lehrern und Lehrerin⸗ 
nen in N., welchen Dienſtalterszulagen aus Staatsfonds nicht 
gewährt werden können, nach Bedürfniß einmalige Zuwendun⸗ 
gen zu machen. 

Die Bewilligungen aus Staatsfonds, welche in den von 
dem Bürgermeiſter N. bezeichneten Gemeinden Lehrern gemacht 
worden ſind, mögen Alters- und perſönliche Bedürfnißzulagen 
ſein. Da indeſſen die gedachten Gemeinden, wie es nach den 
in dieſer Hinſicht gemachten Angaben den Anſchein hat, ſich in 
verhältnißmäßig günſtigerer Vermögenslage befinden als die 
Gemeinde N., jo fragt ſich, weshalb dieſe Gemeinden nicht an: 
gehalten werden, ihre Lehrer thunlichſt derart zu beſolden, daß 
für letztere Alters- und perſönliche Bedürfnißzulagen aus Staats— 
fonds entbehrlich werden, zumal, worauf auch die Zirkular— 
Verfügung vom 15. April v. J. hinweiſt, für beſondere Fälle 
des Bedürfniſſes die zu einmaligen Bewilligungen verwendba⸗ 
ren Erſparniſſe zur Verfügung ſtehen. 

Die Königliche Regierung wolle dies erwägen. 

Hiernach iſt der Bürgermeiſter N. in N. auf die zurückfol⸗ 
gende Vorſtellung vom 17. Mai d. J. zu beſcheiden. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
U. III. 10,745. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Einrichtung paritätiſcher Schulen betreffend. 
Vom 25. Oktober 1876. 
Berlin, den 25. Oktober 1876. 
Dem Hauptvorftande eröffne ich nach Anhörung der Kö: 
niglichen Regierung zu N. auf die Vorſtellung vom 14. Auguſt 
d. J., daß dieſelbe ſich nicht bewogen gefunden hat, dem An: 
trage auf Vereinigung der beiden in N. beſtehenden Konfeſ— 
ſionsſchulen zu einer paritätiſchen Schule ihrerſeits weitere Folge 
zu geben. Durchgängig aber die Vereinigung der evangeliſchen 
und katholiſchen Schulen des betreffenden Bezirkes herbeizuführen, 
iſt weder in Anregung gebracht noch in Ausſicht genommen. 
Es würde dies auch den Grundſätzen widerſprechen, welche hin⸗ 
ſichtlich der Einrichtung paritätiſcher Schulen in Geltung find, 
Allgemeine Maßnahmen ſollen nirgends getroffen werden. Die 
Prüfung aber darüber, ob im einzelnen Falle die Vereinigung 
angängig und zweckmäßig ſei, muß wie überall ſo auch für die 
Schulen des dortigen Bezirkes vorbehalten bleiben. 
Der Minifter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten. 
An In Vertretung: Sydow. 


den Hauptvorſtand des evangeli Adolf-Verei 
in der Provinz N. geliſchen Guſtav⸗Adolf-Vereins 


U. III. 12544. 


Miniſterial. Erlaß, die Beilegung des Prorektortitels an die er- 
ſten Oberlehrer höherer Unterrichtsanſtalten betreffend. 
Vom 9. Oktober 1876. 


Berlin, den 9. Oktober 1876. 


m das Königliche Provinzial-Schulkollegium in feinem | 
te vom 16, v. M. bei Motivirung des Antrages, dem er⸗ 
Ben Oberlehrer an jedem Gymnaſium und jeder Realſchule der 
gen Provinz den Prorektortitel beizulegen, von der Vor⸗ 


dorti 


ausſetzung ausgeht, daß bei Verhinderung des Direktors oder 
bei Erledigung des Direktorats ſtets derjenige Oberlehrer, wel⸗ 
cher die höchſtdotirte Stelle inne hat, mit der interimiſtiſchen 
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Leitung der Anſtalt zu beauftragen ſei, jo muß ich darauf bins 
weiſen, daß dieſe früher allgemein übliche Praxis jetzt nicht 
mehr in vollem Umfange aufrecht erhalten werden kann. Die 
nothwendige Folge davon würde ſein, daß einem Oberlehrer 
das Aufrücken in die höchſte Gehaltsſtufe zu verſagen wäre, ſo⸗ 
bald er zur zeitweiligen Verwaltung der Direktoratsgeſchäfte 
nicht geeignet iſt. Da in einem derartigen Verfahren eine Un⸗ 
billigkeit gegenüber ſolchen Lehrern liegen würde, welche abge⸗ 
ſehen von dieſem Mangel wegen ihrer ſonſtigen Leiſtungen und 
wegen ihres geſammten dienſtlichen Verhaltens einer Beförde— 
rung durchaus würdig erſcheinen, ſo iſt in anderen Provinzen 
bereits in mehreren Fällen das Aufrücken ſolcher Lehrer in die 
höchſte Gehaltsſtufe genehmigt und die Vertretung des Direk— 
tors einem der übrigen Oberlehrer übertragen worden. Dem 
entſprechend wird auch in der dortigen Provinz bei Beſetzung 
der höchſtdotirten Oberlehrerſtellen in beſondere Erwägung zu 
nehmen ſein, ob der nächſtfolgende Oberlehrer, auch wenn ihm 
die Befähigung zur vorübergehenden Verwaltung der Direkto⸗ 
ratsgeſchäfte abgeht, doch ohne Schädigung der Anſtalt in die 
Stelle mit höherer Beſoldung aufrücken kann. Da demnach der 
Prorektortitel nicht mehr die zutreffende Bezeichnung einer be⸗ 
ſtimmten Oberlehrerſtelle bildet, muß ich Bedenken tragen, den: 
ſelben an den höheren Lehranſtalten der dortigen Provinz, in 
welcher er bisher nicht gebräuchlich geweſen iſt, unter den ver— 
änderten Verhältniſſen neu einzuführen. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 
U. II. 5300. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Koblenz, das Schreib⸗ 
ſyſtem in Volksſchulen betreffend. Vom 13. November 1876. 
Koblenz, den 13. November 1876. 

Für den Erfolg des Schreib-Unterrichtes in den Volksſchu⸗ 
len iſt eine weſentliche Bedingung, daß in demſelben auf allen 
Stufen des Unterrichtes ein und dieſelbe Form der Buchſtaben 
ſtreng feſtgehalten wird. 

Dem wird, wie die Reviſion der Schulen ergeben hat, viel⸗ 
fach nicht entſprochen. Es kömmt vor, daß in den Schulen, 
in welchen lithographirte Vorſchriften gebraucht werden, der 
Lehrer bei ſeinem eigenen Vorſchreiben andere Buchſtabenfor⸗ 
men anwendet, als auf jenen angewendet ſind, ferner daß bei 
mehrklaſſigen Schulen die Lehrer der einzelnen Klaſſen verſchie⸗ 
dene Buchſtabenformen feſthalten, und daß beim Lehrerwechſel 
an ein und derſelben Schule der neue eintretende Lehrer nach 
eigener Willkür andere Buchſtabenformen einführt, als ſein 
Amtsvorgänger den Kindern bis dahin eingeübt hat. 

Es wird nicht beabſichtigt, die eine oder die andere Buch: 
ſtabenform, wie ſie in verſchiedenen Schreibſyſtemen fixirt ſind, 
für alle Volksſchulen unſeres Verwaltungsbezirkes obligatoriſch 
vorzuſchreiben, zumal da auch in den Seminarien, in welchen 
die Lehrer deſſelben ihre Vorbildung erhalten, eine Ueberein⸗ 
ſtimmung hierin nicht beſteht. 

Wir machen Ihnen aber zur Pflicht: 

1) mangelhafte und unzweckmäßige Buchſtabenfermen, ſo⸗ 
weit ſolche beim Schreibunterrichte noch in Anwendung kom— 
men, abzuſtellen und an deren Stelle zweckmäßigere vorzuſchrei⸗ 
ben und 

2) ſtreng darauf zu halten, daß bei jeder mehrklaſſigen 
Schule in allen Klaſſen, und daß auch in einklaſſigen Schu: 
len bei eintretenden Lehrerwechſel dieſelben Buchſtabenformen 
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im Schreibunterrichte feſtgehalten und auf ſolche Weiſe mit 


gleichmäßiger Sicherheit eingeübt werden. Sofern andere Budh- 


ſtabenformen, reſp. Schreibſyſteme, als fie in einem der Semina⸗ 


rien für den dieſſeitigen Verwaltungsbezirk beim Schreibunterrichte 
angewendet werden, in einer Schule eingeführt werden ſollen, 
iſt dazu unſere Genehmigung einzuholen. 

Königliche Regierung, 


Abtheilung des Innern. 
An 
ſämmtliche Herren Kreis⸗Schul⸗Inſpektoren 
des Regierungsbezirkes. 


Verfügung der ſtädtiſchen Schul⸗Deputation zu Berlin, die Ver⸗ 
tretung der Lehrer an den Gemeindeſchulen betreffend. 
Vom 15. Januar 1877. 

Berlin, den 15. Januar 1877. 
Unter Zuſtimmung der Kommunalbehörden haben wir be 


ſchloſſen, vom 1. d. M. ab der Berechnung der Remunerationen | 


für Stellvertretungen an den Gemeindeſchulen folgende Normen |” E N 
iſt aber, namentlich in kälterer Jahreszeit, nicht zuläſſig, daß 


die Reinigung am Brunnen vorgenommen werde. 


zu Grunde zu legen: 
a) Vertretungen, welche vorausſichtlich kürzere Zeit als eine 
Woche dauern, müſſen durch die Lehrkräfte der Schule 
bewirkt werden. 


b 


— 


und Lehrerinnen werden ſtundenweiſe jo honorirt, daß 
für jede wirklich ertheilte Stunde an einen Vertreter 
1 Mark 20 Pf., an eine Vertreterin 1 Mark gezahlt 
wird. Hieraus folgt von ſelbſt, daß für Ferientage eine 
Remuneration nicht berechnet werden darf, wenn auch 
die Vertretung über die Ferien hinaus fortdauert. 


Die Honorare können übrigens nur an ſolche Ver⸗ 
treter und Vertreterinnen gezahlt werden, welche von 
uns durch beſondere Verfügung den Schulen zugewie⸗ 
ſen ſind. 

c) Vertreter und Vertreterinnen, welche von vornherein 
für eine länger als vier Wochen dauernde Vertretung 
angenommen find, werden wie Anwärter und Anwär⸗ 
terinnen honorirt und kommen die Ferientage nicht in 
Abzug. 

Der Anwärter iſt zu 26 Lehrſtunden verpflichtet und 
erhält pro Stunde 1 Mark 20 Pf., alſo pro Woche 
31,20 Mark und pro Monat (zu 4 Wochen gerechnet) 
124,80 Mark. 

Die Anwärterin hat 22 Stunden zu geben und er⸗ 
hält pro Stunde 1 Mark, pro Woche alſo 22 Mark 
und pro Monat 88 Mark. 

Wir veranlaſſen Sie, Sorge zu tragen, daß für Stellver⸗ 
tretungen, welche vom 1. Januar 1877 ab ſtattfinden, die be⸗ 
züglichen Liquidationen in Gemäßheit vorſtehender Beſtimmun⸗ 
gen und ohne Rückſicht darauf, ob die Vertretungen Vor- oder 
Nachmittags ſtattfinden, nach Anleitung des beifolgenden For⸗ 


mulares aufgeſtellt werden. Wir dürfen erwarten, daß Sie die 


Ausſtellung der Atteſte zu den Liquidationen ſorgfältig bewirken 
und namentlich die Anzahl der von den Vertretern und Ver— 
treterinnen wirklich ertheilten Lehrſtunden in den bezüglichen 


Atteſten nach Maßgabe des Formulares — ſowohl im Einzel: | 
nen als in der Geſammtſumme — ſtets genau angeben werden, 


Kurze Vertretungen erkrankter oder beurlaubter Lehrer es an dieſen Utenfilien fehlt, werden die Herren Inſpizienten 
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wortlich bleiben, behufs kalkulatoriſcher Feſtſtellung der Liqui⸗ 
dationen unerläßlich ſind. 
Schließlich bemerken wir, daß, wenn Stellvertretern Ueber⸗ 


ſtunden zugewieſen werden, ihnen auch ſelbſtverſtändlich das 
Honorar dafür zuſteht; daſſelbe kann daher in ſolchen Fällen 
von den vertretenen Lehrern oder Lehrerinnen nicht liquidirt 


werden. 
Die ſtädtiſche Schul-Deputation. 
(L. 8.) Schreiner. 


Zirkular 
an die Herren Hauptlehrer der Gemeindeſchulen. 
Nr. 444. S. D. 


Verfügung der ſtädtiſchen Schuldeputation zu Berlin, die Reini ⸗ 
gung der Schulkinder betreffend. Vom 30. November 1875. 
Berlin, den 30. November 1875. 

In den Fällen, wo Schulkinder nicht gehörig gewaſchen 

oder gekämmt zur Schule kommen, kann es ſich empfehlen, die 

Kinder anzuhalten, ſich ſofort zu waſchen oder zu kämmen. Es 


Vielmehr 
iſt dafür zu ſorgen, daß an einem geeigneten, genügend war⸗ 
men Raum (3. B. in der Nähe des Heizkellers) ein Waſchbek⸗ 
ken mit Seife, Handtuch und ein Kamm zur Hand ſeien. Wo 


das Erforderliche auf den Antrag der Herren Hauptlehrer ver⸗ 
anlaſſen. 5 
Indem wir den Herren Hauptlehrern dieſe Angelegenheit 
zu ſorgſamer Beachtung empfehlen, veranlaſſen wir dieſelben, 
die Schulkinder aller Klaſſen in Bezug auf diegeinlichkeit mög: 
lichſt oft zu beobachten. 
Die ſtädtiſche Schul⸗Deputation. 


Schreiner. 
Zirkular-Verfügung ; 
an die Herren Hauptlehrer der Gemeindeſchulen. 
Nr. 9484. S. D. 


Die „Deut ſche Schulzeitung“, 
Central Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 
enthält in Nr. 5: Amtliches. Leitartikel: Der Etat des Miniſteriums 
der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten in Preußen für das 
Jahr vom 1. April 18771878. Das Dienftalter der Volksſchullehrer in 
Preußen. Korrespondenzen: Berlin (Lehrerinnenprüfung. Perſonalien. 
Antrag des Abgeordueten Reichensperger); Aus dem Regierungsbezirk Merſe⸗ 
burg (Statiſtiſches über die Zahl der Schulkinder und die Lehrergehälter. Ge⸗ 
hälter der Geiſtlichen. Prov.⸗Peſtalozziverein. Verfügung über den Unterricht 


in den weiblichen Handarbeiten. Wegfall des Nadhmittagsunterrichtes) ; Erfurt 


(Die Elementarlehrer⸗Wittwen⸗ u. Waiſenkaſſe); Hannover (Die Vermögens ⸗ 
Verwaltung der Volksſchulgemeinden); Aus Weſtfalen (Lehrervereinigungen); 
Köln (Eintzeitlicher Lehrplan für die Volksſchulen); Vom Rhein (Privat⸗Witt⸗ 
wen- u. Waiſenkaſſe); Braunſchweig (Taubſtummenanſtalt); München (Die Fre⸗ 
quenz der Präparandenſchulen und der Lehrers und Lehrerinnen⸗Bildungsan⸗ 
ſtalten); Aus dem Haag (Unterrichtsgeſetz. Berliner Nachrichten. Ver⸗ 
miſchtes: Eichenbarleben. Die „Rheiniſchen Blätter“. Gersdorf im Künigr. 
Sachſen. Oedenburg. Die Bewohnerzahl des Deutſchen Reiches. Wittenberg. 
Wien. Todtenſchau. Vakante Lehrerſtellen. Anzeigen. — 


jeder Art kann aus voller Ueberzeugung die 
Anwendung des tauſendfach bewährten, in 


Kranken 


Dr. Airy’s Naturheil methode beſchriebenen Heilverfahrens 


empfohlen werden. Dieſes jetzt in 68. Auflage erſchienene 500 Seiten 
ſtarke Buch koſtet nur 1 Mark und iſt durch jede Buchhandlung oder 
direkt von Richter's Verlags⸗Anſtalt in Leipzig zu beziehen. [11] 


Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 


